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Das geplante
Transplantationsgesetz aus Sicht
der Evangelischen Kirche

Renate Knüppel

Kaum ein Zweig der Medizin verfügt
über eine vergleichbare Faszinations-
kraft wie die Transplantationsmedizin.
Dies zeigt die fortdauernde und intensi-
ve öffentliche Diskussion in den Medien
immer wieder neu. Gerade 40 Jahre alt
hat sich die Übertragung von Organen -
von der ersten Nierentransplantation
1954 über die erste Herzverpflanzung
1967 - heute auch auf Knochen, Kno-
chenmark, Hornhaut, Gehörknöchel-
chen, Leber, Lungen und Bauchspei-
cheldrüse ausgeweitet.

So bestechend die Erfolge der Organ-
transplantation sind, die vielen Menschen
neue Lebenschancen bietet, so be-
drückend sind die Fragen aus der Sicht
des Empfängers wie des Spenders:
•Wir werde ich mich mit einem fremden

Organ fühlen?
•Wie gehe ich damit um, daß erst ein

Mensch sterben muß, bevor ich leben
kann?

• Kann ich sicher sein, daß alles für mich
getan wird, wenn ich schwer erkrankt
bin und in eine Organspende eingewil-
ligt habe?

• Bin ich wirklich tot, wenn mirein Organ
entnommen wird?

Diese und ähnliche Fragen treiben aber
nicht nur die betroffenen Menschen um.
Seit Jahren ist auch eine intensiv geführte
Diskussion in der medizinischen, juristi-

schen und theologischen Fachwelt darü-
ber entbrannt. Dies liegt z.T. daran, daß
die Bundesrepublik Deutschland zu den
wenigen Ländern in Europa gehört, in de-
nen die Organtransplantation noch nicht
durch ein Transplantatiosgesetz geregelt
ist. In der ehemaligen DDR gab es seit
1975 eine Verordnung, die die sog. „Wi-
derspruchsregelung" vorsah: Organ-
entnahmen galten als erlaubt, wenn ein
hirntoter Mensch zu Lebzeiten keinen
ausdrücklichen Widerspruch formuliert
hatte.

In den alten bzw. neuen Bundesländern
gelten neben den allgemeinen Grundsät-
zen des Rechts zwei Richtlinien, nach de-
nen Organtransplantationen vorgenom-
men werden: die Richtlinien der Bundes-
ärztekammer zur Diagnose des Hirntods
sowie ein Transplantationskodex der
Transplantationszentren. Aufgrund die-
ser Vereinbarungen wird in der Bundesre-
publik Deutschland nach der sog. „erwei-
terten Zustimmungsregelung" verfah-
ren: Organentnahmen werden nur
durchgeführt, wenn der verstorbene
Mensch zu Lebzeiten darin eingewilligt
hat oder- falls eine Erklärung des Verstor-
benen nicht vorliegt - seine Angehörigen
zustimmen.

Noch in diesem Jahr will der Deutsche
Bundestag ein bundeseinheitliches Trans-
plantationsgesetz verabschieden, um
durch die Regelung der rechtlichen und
organisatorischen Rahmenbedingungen

für Organtransplantationen in bestmögli-
cher Weise Rechtssicherheit für alle an ei-
ner Organverpflanzung Beteiligten zu ge-
währleisten.

Auch die Kirchen müssen und sollen sich
im Rahmen des Gesetzgebungsverfah-
rens fragen lassen, welche Antworten sie
auf die speziellen Fragen im Zusammen-
hang mit Organtransplantationen, und
d.h. auf Fragen nach dem Umgang mit
Leben, Sterben und Tod, Krankheit und
Gesundheit, haben. Zusammen mit der
katholischen Kirche hat sich die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland in den letzten
Jahren in zwei Veröffentlichungen zu den
ethischen Fragen der Organtransplantati-
on ausführlich geäußert: 1989 in der ge-
meinsamen Erklärung aller christlichen
Kirchen in Deutschland „Gott ist ein
Freund des Lebens" und 1990 in einer se-
paraten Schrift zu „Organtransplantatio-
nen". Ausgangspunkt der Überlegungen
war: Organtransplantationen sind
grundsätzlich ethisch zulässig, bedürfen
jedoch klarer Richtlinien im Blick auf die
Zulässigkeit und die Modalitäten der
Transplantation. Für Christen ist sowohl
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Organtransplantation

die Zustimmung zur Organtransplantati-
on als auch die Ablehnung eine ethisch
verantwortbare Möglichkeit. Die jeweili-
ge Entscheidung ist zu respektieren.

Beide kirchlichen Äußerungen repräsen-
tieren den damaligen Stand der Einsicht.
Sie reichen heute in zwei Hinsichten nicht
mehr aus: Die Überlegungen im Blick auf
das „Hirntodkriterium" sind zu differen-
zieren, diejenigen im Blick auf die rechtli-
che Regelung für die Entnahme von Or-
ganen zu schätzen.

Zum Hirntodkriterium

Die beiden kirchlichen Erklärungen legen
die sog. „Hirntoddefinition" zugrunde,
wie sie 1982 in den Richtlinien der Bunde-
särztekammer
beschlossen und
1986 sowie 1991
durch den Wis-
senschaftlichen
Beirat der Bundes-
ärztekammer in
den „Kriterien
des Hirntodes" fortgeschrieben wurde:
„Der 'Hirntod' wird definiert als Zustand
des irreversiblen Erloschenseins der Ge-
samtfunktion des Großhirns, des Klein-
hirns und des Hirnstamms, bei einer durch
kontrollierte Beatmung noch aufrechter-
haltenden Herz-
Kreislauffunktion.
Der Hirntod ist
der Tod des
Menschen."

ein zu komplexes Geschehen ist, als daß er
sich eindeutig bestimmen ließe. Wir kön-
nen aber als Ergebnis einer sozialkulturel-
len Verständigung begrifflich zwischen
den Kriterien des Todeseintritts („Hirn-
tod" und „Herztod") und der Definition
des Todes unterscheiden.

Von daher ist neu in den Blick zu nehmen:
Sterben ist ein Prozeß, und der sog.
„Hirntod" markiert dabei einen Einschnitt
von entscheidender Tragweite. Erbedeu-
tet das Ende des Menschen als erleben-
des, denkendes und handelndes Ich, ohne
daß die übrigen Körperorgane abgestor-
ben sind. Ein hirntoter Mensch zeigt keine
„ normalen" Todeszeichen wie Reaktions-
losigkeit, Muskelstarre oder Leichen-
flecken, dafür aber noch viele Zeichen, die

Widerspruchsregelung
(auch genannt: enge Informationsregelung)
Die Organentnahme ist grundsätzlich zulässig; es sei denn,
der Verstorbene hat zu Lebzeiten schriftlich widersprochen.

für Leben sprechen. Nichts hat dies be-
stürzender gezeigt als die „Stuttgarter
Schwangere": Eine hirntote Frau war un-
ter Intensivpflege in der Lage, eine
Schwangerschaft auszutragen.

Die rechtliche Regelung

Die Diskussion der letzten Jahre hat deut-
lich gemacht: Die Gleichsetzung des To-
deskriteriums „Hirntod" mit dem „Tod
des Menschen" muß aufgegeben wer-
den, denn sie stößt aus anthropologi-
scher, biologischer und medizinischer
Sicht auf gewichtige Bedenken. Dennoch
ist eine Verständigung, also Konvention,
über den Zeitpunkt, von dem an die Ent-
nahme eines Organs rechtlich und ethisch
nicht mehr als Körperverletzung und T
tung angesehen werden soll, notwendig.
Allerdings ergeben sich hier schwierige
ethische sowie verfassungsrechtliche Fra-
gen, die einer weiteren Klärung bedürfen.

Informationsregelung
(auch genannt: erweiterte Widerspruchsregelung oder
erweiterte Zustimmungsregelung)
Die Organentnahme ist grundsätzlich zulässig,
es sei denn, die Angehörigen, die vor der geplanten
Organentnahme informiert werden müssen, haben
innerhalb einer „angemessenen Frist" widersprochen.

Enge Zustimmungsregelung
Die Organentnahme ist grundsätzlich nicht zulässig,
es sei denn, der Verstorbene hat zu Lebzeiten der
Organentnahme zugestimmt.

Inzwischen wur-
de der so defi-
nierte Hirntod als Kriterium für den Tod
des Menschen aus verschiedenen Zusam-
menhängen heraus - die hier auszuführen
den Rahmen sprengen würde - in Zweifel
gezogen, so daß es heute nötig ist, an die-
sem Punkt genauer zu differenzieren.
Medizin, Theolo-
gie oder Philoso-
phie betrachten Erweiterte Zustimmungsregelung
das sterben und mit eigenständigem
den Tod des Entscheidungsrecht der Angehörigen
Menschen aus (auch genannt: Informationsregelung)
untersch ied l i - Die Organentnahme ist grundsätzlich nicht zulässig, es sei
chen Perspekti- denn, der Verstorbene hat zu Lebzeiten derOrganentnah-
ven. Dabei zeigt me schriftlich zugestimmt. Fehlt die schriftliche Zustim-
sich, daß der mung, können nach seinem Tod die Angehörigen selbst
Übergang vom entscheiden, ob sie einer Organentnahme zustimmen.
Leben zum Tod

Erweiterte Zustimmungsregelung
(auch genannt: Informationsregelung)
Die Organentnahme ist grundsätzlich nicht zulässig, es sei
denn, der Verstorbene hat zu Lebzeiten der Organentnahme
schriftlich zugestimmt. Fehlt die schriftliche Zustimmung,
können nach seinem Tod die Angehörigen stellvertretend im
Sinne des Verstorbenen ihre Zustimmung erteilen.

Im Laufe der letz-
ten Jahre sind in
der Bundesrepu-
blik Deutschland
mehrere Modelle
für eine rechtliche
Regelung der Or-
ganentnahme
diskutiert wor-
den: Unterschied

man in den 80er Jahren lediglich zwischen
den beiden Varianten „Widerspruchsre-
gelung" und „Zustimmungsregelung",
gesellte sich später die Form einer „Infor-

mat ionsrege-
lung" hinzu, und
die „Zustim-
mungsregelung"
differenzierte sich
in die „enge"
oder „erweiterte"
und neuerdings
sogar noch in die
„mit" oder „ohne
eigenständiges

Entscheidungsrecht der Angehörigen". Es
blieb nicht aus, daß verschiedene Namen
für eine Regelungsform benutzt wurden,
und so kam es zu einer gewissen Verunkla-
rung. Mit nebenstehender Übersicht
möchte ich die heute - im Vorfeld eines ge-
planten Transplantationsgesetzes - disku-
tierten fünf rechtlichen Lösungsmodelle
darstellen.
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Die kirchlichen Veröffentlichungen von
1989 und 1990 haben sich zu den rechtli-
chen Regelungsformen nur am Rande
geäußert. Deswegen bedürfen sie mit
Blick auf die inzwischen differenzierte Dis-
kussionslage einer Weiterführung. Aus
heutiger Sicht sind folgende allgemein-
ethischen Gesichtspunkte für eine Ent-
scheidung zwischen den verschiedenen
Regelungsformen von Bedeutung:

• Das Recht auf Unversehrtheit des
menschlichen Körpers ist auch nach
dem Tod zu respektieren.

Alle Verfügungen über den menschlichen
Körper greifen tief in die Person eines
Menschen ein. Der Körper repräsentiert
f\e letzte Grenze, die zu schützen ist.

uies gilt auch für den Leichnam, dem der
Eigenwert und die Würde des Menschen
weiterhin zukommen und der durch das -
den Tod überdauernde - postmortale Per-
sönlichkeitsrecht geschützt ist: Schutz-
rechte enden nicht mit dem Tod; sie gel-
ten über den Tod ihres Trägers hinaus.

• Schutzrechte, wir das Recht auf Unver-
sehrtheit des menschlichen Körpers,
wiegen schwerer als alle Anspruchs-
rechte.

Weder die Gesellschaft als ganze noch
einzelne Menschen haben Anspruch auf
den Körper eines Menschen. Selbst
schwerste Krankheiten rechtfertigen es
nicht, den Zugriff auf die Organe von

'.enschen zu erlauben. Nach christlichem
Verständnis ist das Leben und damit der
Leib ein Geschenk des Schöpfers, über das
der Mensch nicht nach Belieben verfügen
kann, das er aber aus Liebe zum Nächsten
einsetzen darf.

Im Lichte dieser beiden Überlegungen
scheidet die Widerspruchsregelung für ei-
ne Organentnahme aus, denn sie geht
von der Überzeugung aus, der Körper ei-
nes Menschen gehöre nicht ihm selbst,
sondern stehe der Gesellschaft und den
Mitmenschen zur Verfügung. Und die an-
dere Annahme, alle Menschen, die nicht
zu Lebzeiten einer Organentnahme wi-
dersprochen haben, stimmten generell ei-
ner Transplantation zu, scheint wenig ein-
sichtig.

Eine Informationsregelung vermeidet
zwar, Anspruchsrechte der Gesellschaft

und der Mitmenschen über das Schutz-
recht auf Unversehrtheit des Körpers zu
stellen, indem den Angehörigen eine Wi-
derspruchsmöglichkeit innerhalb einer
kurzen Frist eingeräumt wird, leidet aber
an dem Mangel, daß Manipulationen zu-
gunsten der Organentnahme oder Aus-
einandersetzungen mit den Angehörigen
nicht ausgeschlossen werden können.

Die Zustimmungsregelung

Die beiden genannten ethischen Ge-
sichtspunkte lassen sich am besten in einer
Zustimmungsregelung verwirklichen: Es
reicht für Eingriffe in den Körper nicht aus,
wenn kein Widerspruch vorliegt; vielmehr
muß die ausdrückliche Zustimmung des
Spenders selbst vorhanden sein. Die freie,
selbstverantwortete Entscheidung ist
Ausdruck der Würde des Menschen. Sie
wurzelt in der Anerkennung des Men-
schen als Geschöpf Gottes. Laut einer
neueren Umfrage können die meisten
Menschen diese Regelung spontan ak-
zeptieren.

Allerdings ist dabei zu berücksichtigen,
daß eine solche schriftliche Zustimmung
die Beschäftigung mit dem eigenen Tod
voraussetzt. Auch wer eine positive Ein-
stellung zur Organspende hat, äußert dies
wohl in Gesprächen im Familienkreise,
unterläßt aber oft eine schriftliche Fixie-
rung, da sie ihn zu nahe an das schwierige
Thema heranführt. Tritt der Tod dann ein,
wissen nur die Angehörigen von seiner
positiven Einstellung.

Für diese Fälle - also bei Fehlen einer
schriftlichen Willensbekundung der ver-
storbenen Personen - sollte es möglich
sein, daß auch die nächsten Angehörigen
als Sachverwalter des postmortalen Per-
sönlichkeitsrechtes gefragt werden. Ohne
ihre Zustimmung, die aus Kenntnis von
Charakter, Persönlichkeit und Grund-
überzeugung der verstorbenen Person
gegeben wird, sollten Organe nicht ent-
nommen werden. Dabei ist zu bedenken,
daß auch in den Fragen nach dem Tod ei-
ne Reihe von Enscheidungen über den
Leichnam von den Angehörigen getrof-
fen wird, wenn keine Verfügung der ver-
storbenen Person vorhanden ist. Im Falle
der Beisetzung, etwa der Alternative von
Erdbestattung und Einäscherung, müssen
die nächsten Angehörigen in vielen Fällen
Entscheidungen treffen, ohne daß aus-

drückliche Erklärungen des verstorbenen
Menschen vorliegen.

Die stellvertretende Wahrnehmung des
postmortalen Persönlichkeitsrechtes bzw.
Totensorgerechtes sollte jedoch nicht so
weit gehen, daß die Angehörigen ein ei-
genständiges Entscheidungsrecht erhal-
ten, das ihnen unter Umständen eine
größere Verantwortung zumutet, als sie
angesichts einer derart schwierigen Situa-
tion übernehmen wollen oder können. Sie
sollten lediglich eine Entscheidung im Sin-
ne des verstorbenen Menschen, seines ih-
nen bekannten oder mutmaßlichen Wil-
lens, treffen. Wenn sie nicht wissen, ob ei-
ne Explantation in seinem Sinne gewesen
wäre, sollten sie einer Transplantation
nicht zustimmen. Auch gilt: Wenn Men-
schen aufgrund ihres Lebensalters, einer
Behinderung oder aus anderen Gründen
ihre Einwilligung zu Lebzeiten nicht arti-
kulieren können, darf dies nicht als Zu-
stimmung gewertet werden. Die erwei-
terte Zustimmungsregelung sollte dar-
über hinaus an die strenge Bedingung ge-
knüpft werden, daß die Angehörigen ihre
Entscheidung ohne moralischen Druck
treffen können.

Ergebnis

Als Ergebnis ergibt sich somit: Für mich ist
die erweiterte Zustimmungsregelung oh-
ne eigenständiges Entscheidungsrecht
der Angehörigen die tragfähigste Lösung.
Gegenüber der Widerspruchsregelung
hat sie den Vorzug, jeden Leichnam vor
ungewollten Eingriffen zu schützen. Ge-
genüber der engen Zustimmungslösung
bietet sie im Falle einer Zustimmung der
Angehörigen die Möglichkeit, den nicht
schriftlich festgehaltenen Wunsch des
Verstorbenen zu berücksichtigen sowie
anderen Menschen beizustehen und Le-
ben zu retten. Damit ist so weit wie mög-
lich gewährleistet, daß sowohl die Persön-
lichkeitsrechte der verstorbenen Person
als auch die Not und der Lebenswunsch
kranker Menschen geachtet und zu einem
tragbaren Ausgleich gebracht werden. •

Anm.:
Kirchenrätin Dr. Renate Knüppel ist

Referentin für Fragen öffentlicher
Verantwortung der Kirche im

Kirchenamt der Evangelischen Kirche
in Deutschland.
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Organspende rettet Leben -
Rechtssicherheit
vermeidet Verunsicherung

durch Nachweis des Hirntodes entnom-
men worden sind.

Wissenschaftlich und ethisch
vertretbar

Karsten Vilmar

Immer mehr Menschen verdanken ei-
ner Organtransplantation ihr Leben.
Dank des hohen Standards der Trans-
plantationsmedizin ist es heute mög-
lich, vielen sonst unheilbar Kranken Le-
ben und Lebensqualität zu sichern. Je-
doch macht die nachlassende Bereit-
schaft zur Organspende für Tausende
von Menschen das Warten auf ein ge-
eignetes Spenderorgan zur Qual. Die
Alternative ist grausam: Schmerzen,
Leiden und vorzeitiger Tod.

Die Transplantationsmedizin ist jedoch
vor allem in jüngster Zeit durch sehr un-
sachliche Vorwürfe in das Kreuzfeuer der
Kritik geraten. So haben sensationell auf-
gemachte Behauptungen, daß bereits
Sterbenden Organe entnommen oder sie
für Forschungszwecke mißbraucht wor-
den seien, in der Bevölkerung zu Verun-
sicherung geführt: Organspenderaus-
weise wurden zurückgegeben, Organ-
spenden verweigert. Man hat bei den oft
emotional geführten Diskussionen den
Eindruck, daß über dieses sensible Thema
vor allem eine „Diskussion der Gesun-
den" stattfindet - an die chronisch Kran-
ken und die wirklich hilfsbedürftigen
Menschen scheinen dabei leider nur we-
nige zu denken.

Ein Teil der Verunsicherung in der Be-
völkerung ist auf die immer wieder ge-
stellte Frage zurückzuführen, ob Tod
und Todeszeitpunkt des Spenders zwei-
felsfrei festgestellt werden können. Ein
sicheres Todeszeichen ist der Hirntod. Er
zeigt das Ende des personalen Lebens
an: Steuerung der verschiedenen Or-
ganfunktionen sowie des Herzrhythmus
und des Kreislaufes, Wahrnehmungs-
fähigkeit sowie das Denken sind unwi-
derruflich und irreparabel zerstört und
verloren.

Mit medizinisch-technischen Geräten
können die vitalen Funktionen bei

schwerstkranken bzw. schwerstverletz-
ten Patienten infolge des medizinisch-
wissenschaftlichen sowie des medizi-
nisch-technischen Fortschritts heute
über einen früher undenkbaren Zeit-
raum erhalten werden. Der Herz-Kreis-
laufstillstand - ein früher als sicher aner-
kanntes Todeszeichen - kann so unter
intensivmedizinischen Bedingungen
verhindert werden. Die Kritiker des
Hirntod-Kriteriums ignorieren oder ver-
kennen, daß infolge der Fortschritte in
der Intensivmedizin notwendigerweise
ein anderes ebenso sicheres Kriterium
zur Feststellung des Todeszeitpunktes
entwickelt werden mußte. Der Hirntod
ist ein sicherer Zeitpunkt zum Abschal-
ten der Geräte. Für die Patienten auf In-
tensivstationen wie für die Angehörigen
und das Pflegepersonal ist es dann oft
eine Entlastung, wenn eine, über jedes
vernünftige und auch ethisch vertretba-
re Maß hinaus, mit medizinischen Ap-
paraten künstlich aufrechterhaltene
Funktion von Atmung und Kreislauf be-
endet werden kann. Denn die Fortset-
zung der Apparatetätigkeit wird nicht
selten als inhumane Maschinenmedizin
empfunden.

In mehreren Ländern steht zudem seit
einiger Zeit zur Diskussion, ob bereits
kurze Zeit nach dem Herzstillstand Or-
gane entnommen werden können
(Non-Heart-Beating-Donor). Da jedoch
zu diesem Zeitpunkt Wiederbelebungs-
maßnahmen durchaus noch erfolgreich
sein können, ist der Herzstillstand eben
kein sicheres Todeszeichen. Die Bundes-
ärztekammer lehnt derartige Methoden
entschieden ab, weil der Herzstillstand
ohne Feststellung des endgültigen,
nicht behebbaren Ausfalls der gesamten
Hirnfunktionen (Hirntod) kein zuverläs-
siges Todeskriterium ist. Mit der Deut-
schen Transplantationsgesellschaft ist
sie sich deshalb einig, daß aus dem Aus-
land importierte Organe in Deutschland
nur dann transplantiert werden dürfen,
wenn sie nach sicherem Todeseintritt

Der Hirntod bestimmt in der Transplan-
tationsmedizin den Zeitpunkt, nach
dem einem Organspender Organe ent-
nommen werden können. Wissen-
schaftler verschiedener Fachrichtungen,
Ärzte, Juristen, Soziologen und Theolo-
gen haben zur Feststellung des Hirn-
todes ausführliche Verfahrensgrundsät-
ze erarbeitet.

Bereits 1982 hat der Wissenschaftlich
Beirat der Bundesärztekammer die „ Kri-
terien des Hirntodes" als Entschei-
dungshilfe beschrieben und seitdem
den neuen medizinischen Untersu-
chungsverfahren ständig angepaßt,
letztmals im Dezember 1991. Danach
erfolgt die Feststellung des Todes durch
zwei unabhängig voneinander tätige
Ärzte. Beide dürfen nicht Mitarbeiter
von Transplantationszentren sein. In ei-
ner Stellungnahme der Bundesärzte-
kammer vom November 1993 wurde
noch einmal begründet, daß der Tod
unwiderruflich dann eingetreten ist,
wenn der vollständige und unumkehr-
bare Stillstand von Herz und Kreislauf
(Herztod) oder der vollständige und ir-
reversible Ausfall aller Funktionen des
gesamten Gehirns trotz künstlich au
rechterhaltender Herz- und damit Kreis-
lauffunktion im übrigen Körper (Hirn-
tod) entsprechend den Regeln der me-
dizinischen Wissenschaft nachgewiesen
und dokumentiert ist.

Hoher ethischer Standard ist
selbstverständlich

Über zwei Jahrzehnte haben Ärztinnen
und Ärzte gemeinsam mit allen Mitarbei-
tern nach bestem Wissen und Gewissen
versucht, schwerstkranke Menschen auch
durch Organtransplantationen zu heilen
oder ihnen ein lebenswertes Leben zu er-
möglichen. Die Entscheidung einer Or-
gantransplantation wird in jedem Einzel-
fall unter Berücksichtigung der ärztlichen
und medizinischen Gegebenheiten, der

iül
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Organtransplantation
Gesetzliche Grundlage

In Deutschland gibt es kein Transplantations-
gesetz. Die Entnahme von Organen Verstorbener
ist nur mit ausdrücklicher Einwilligung zulässig;
entweder durch den Spender selbst zu Lebzeiten
oder durch die nächsten Angehörigen nach
dessen Tod.

Zur Diskussion stehen:
• Informationslösung

Organe dürfen entnommen werden, wenn
die Zustimmung des Spenders vorliegt
oder sich die Angehörigen nach
Information durch den Arzt nicht
dagegen aussprechen.

• Widerspruchslösung
Organe dürfen entnommen werden, wenn
kein Widerspruch des Spenders bekannt
ist (gilt in Belgien, Frankreich, Österreich,
Spanien).

medizinethischen Aspekte und möglicher
rechtlicher Erwägungen, wie z.B. der Ein-
willigung des Spenders oder seiner An-
gehörigen, getroffen. Schließlich ist auch
hervorzuheben, daß die Transplantati-
onszentren selbst das in Beratung befind-
liche Transplantati-
onsgesetz initiiert
haben. Darin wird all
das festgeschrieben,
was in der deutschen
Transplantationsme-
dizin bereits seit lan-
gem, auf der Grund-
lage einer freiwilli-
gen Selbstverpflich-
tung, zur täglichen
Handlungsnorm ge-

tl£.'iorden ist.

Wörtlich heißt es in
dem schon 1987
verabschiedeten Ko-
dex der Arbeitsge-
meinschaft Deut-
scher Transplantati-
onszentren: „Die
Einwilligung des
Verstorbenen kann
durch einen Organ-
s p e n d e r a u s w e i s
oder sonst schriftlich oder mündlich er-
klärt sein. Liegt eine solche Erklärung nicht
vor und ist dem Arzt auch kein entgegen-
stehender Wille des Verstorbenen be-
kannt, so können die jeweils nächsten An-
gehörigen zustimmen."

er

Eindeutige gesetzliche Reglungen
notwendig

Die oft wenig sachlich geführte Diskus-
sion in der Öffentlichkeit zeigt, daß
nunmehr eine gesetzliche Regelung
notwendig ist, die der Not und der Hoff-
nung der auf ein Organ wartenden Pati-
enten ebenso Rechnung trägt, wie dem
Selbstbestimmungsrecht des Individu-
ums über seinen Körper - auch nach sei-
nem Tod. Notwendig ist neben einer si-
cheren Rechtslage deshalb eine konti-
nuierliche sachgerechte Aufklärung der
Bevölkerung. Aus Solidarität zu den Be-
troffenen, meist jungen schwerstkran-
ken Patienten, werden dann die Men-
schen wieder eine größere Bereitschaft
zur Organspende zeigen.

P«]
läiäJ Evangelische

Verantwortung

Der sich abzeichnende Kompromiß zwi-
schen Bund und Ländern bei der Erarbei-
tung eines bundeseinheitlichen Trans-
plantationsgesetzes bietet eine gute Aus-
gangsbasis, um ethischen wie medizini-
schen Anforderungen gerecht werden zu

Organtransplantationen
in Deutschland 1

Niere
Leber
Herz
Lunge
Bauchspeichel-
drüse

Hj. 1994

955
276
228

49
17

Jährlicher
Bedarf

3500
1 000
1 000

k.A.
k.A.

Transplantationen
weltweit bisher durchgeführt

3 000 Erfolgsquote*: 80 %

25 000 Erfolgsquote: 85 %

25 000 Erfolgsquote: 70-80 %
eine der schwierigsten
Operationen

Bauchspeicheldrüse |
5 000 Erfolgsquote: 70 %

Niere | 300 000 Erfolgsquote: 80-90 %

häufigste und erfolgreichste
Verpflanzung

[Augenhornhaut |

jährlich bis zu 100000
Erfolgsquote: 85 %

l Gehörknöchelchen
jährlich bis zu 100 000
relativ problemlos

| Knochenmark

jährlich über 10000
Übertragungen von
lebenden Spendern

'Organ nach einem Jahr noch funktionsfähig 2122

können. Wichtig ist, daß jeder Mensch
frei entscheiden kann, ob nach seinem
Tod Organe entnommen werden dürfen
oder nicht. Eine sachgerechte Entschei-
dung der Bürgerinnen und Bürger für ei-
ne Organspende im Todesfall erfordert
allerdings eine umfassende Aufklärung
über die Voraussetzungen der Organ-
entnahme und die Möglichkeiten der
Organübertragung. Die Ärzteschaft sieht
in der erweiterten Zustimmungslösung
eine sinnvolle Regelung. Die Angehöri-
gen können - falls über die Bereitsschaft
der Organspende eines Verstorbenen
Unklarheit besteht-ihre Zustimmungzur
Organentnahme nach jeweils zu verein-
barenden Kriterien erteilen. Für die Be-
völkerung wird so die notwendige
Rechtsklarheit geschaffen.

Deutschland -
ein „Organ-Import-Land"

Fakten, die nachdenklich stimmen: Nach
Angaben der Deutschen Transplantati-
onsgesellschaft (DTG) warten in Deutsch-

land 8.000 Menschen auf eine neue Niere
und jeweils 500 auf eine Herz- oder Le-
bertransplantation. Immer mehr Organe
kommen aus anderen im Eurotransplant-
Verbund zusammengeschlossenen Län-
dern, so daß Deutschland inzwischen ein

Organ-"Import-
land" geworden ist.
Erforderlich aber
wäre dennoch die
doppelte Zahl an
Transplantationen.
In Deutschland müs-
sen ca. 40.000 Dia-
lyse-Patienten im
Jahr bis zu dreimal in
der Woche zur Blut-
wäsche; jährlich
steigt diese Zahl um
etwa 3.500 Patien-
ten. In diesen War-
teschlangen befin-
den sich auch viele
Kinder, die noch das
ganze Leben vorsieh
haben, wenn ihnen
durch Organtrans-
plantation geholfen
wird. Organtrans-
plantationen ma-
chen es möglich, daß

Nierenkranke wieder normal am Leben
ihrer Mitmenschen teilnehmen, Sehge-
schädigte mitunter erstmals ihre An-
gehörigen sehen oder Herzkranke über-
haupt am Leben bleiben können.

Zur Diskussion, Klärung und Regelung
von ethischen und praktischen Fragen
der Organtransplantation hat die Bun-
desärztekammer (BÄK) eine Kommissi-
on berufen, in der Transplantationsme-
diziner, Gesundheitspolitiker, Juristen,
Theologen und Betroffene Entschei-
dungshilfen und Kriterien zur Organ-
spende, -Vermittlung und -Verteilung
entwickeln sollen. Diese vom Vorstand
der BÄK initiierte „Ständige Kommissi-
on Organtransplantation" hat sich in-
zwischen konstituiert. Zum Vorsitzen-
den der Kommission wurde Prof. Dr. jur.
Dr. hc. Hans-Ludwig Schreiber, Präsi-
dent der Universität Göttingen und Di-
rektor des Juristischen Seminars der
Universität Göttingen, gewählt. Zum
stellvertretenden Vorsitzenden wurde
Prof. Dr. med. Klaus-Ditmar Bachmann,
Vorsitzender des Wissenschaftlichen
Beirates der BÄK, Münster, gewählt.
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Aufgaben der Ständigen Kommission
Organtransplantation sind u.a.: Emp-
fehlungen zu Grundsätzen für die Or-
ganspende, -Vermittlung und -Vertei-
lung; Beobachtung und Bewertung der
Praxis der Organspende, - Vermittlung
und -Verteilung und der Organtrans-
plantation; Kriterien für die Zulassung
von Krankenhäusern zur Durchführung
von Transplantationen; Beratung von
Parlamenten, Regierungen, Gesund-
heitsverwaltungen, Kostenträgern und
medizinischen Einrichtungen in Fragen
der Transplantationsmedizin; Förde-
rung von Maßnahmen zur Förderung
von Qualitätssicherung in der Trans-
plantationsmedizin; regelmäßige Infor-
mation der Öffentlichkeit zu Fragen der
Transplantationsmedizin.

Die Kommission

Die Kommission besteht aus mindestens
16 Mitgliedern, die auf Vorschlag ver-
schiedener Organisationen vom Vor-
stand der BÄK für die Dauer von jeweils
4 Jahren berufen werden, davon vier
Mitglieder von der Arbeitsgemeinschaft
der Transplantationszentren; zwei Mit-
glieder vom Wissenschaftlichen Beirat
der BÄK; je ein Mitglied vom Bundesge-
sundheitsministerium, der Konferenz
der Gesundheitsminister der Länder so-
wie der Deutschen Stiftung Organ-
transplantation; zwei Mitglieder von
den Kostenträgern; ein Mitglied von der
Deutschen Krankenhausgesellschaft;
jeweils ein Mitglied von den Patienten-
vereinigungen, der Rechtswissenschaft
und der ethischen Wissenschaften; ein
Mitglied von der BÄK.

Organspende und Organtransplantati-
on sind heute in vielen Fällen die einzige
und letzte Möglichkeit, Kranken das Le-
ben zu erhalten, die noch vor wenigen
Jahrzehnten unrettbar sterben mußten.
Die Bereitschaft zur Organspende ist al-
so eine Entscheidung für das Leben. Or-
ganspende bewahrt Leben - vielleicht
einmal Ihr eigenes? •

Anm.:
Dr. Karsten Vilmar ist Präsident

der Bundesärztekammer und des
Deutschen Ärztetages

„Schritte auf dem Weg des Friedens.
Orientierungspunkte für
Friedensethik und Friedenspolitik" -
Ein Beitrag des Rates der Evangelischen Kirche
in Deutschland

Reinhard Göhner

Ist es richtig, daß sich die Bundeswehr
mit Tornado-Flugzeugen am Einsatz von
UNO und NATO in Bosnien beteiligt?
Ist es moralisch zulässig, nicht nur hu-
manitäre Aktionen zu unterstützen, son-
dern auch an Kampfhandlungen teilzu-
nehmen? Hat Deutschland mit seiner
aggressiven Vergangenheit nicht eine
Sonderrolle - gerade auf dem Balkan? So
und ähnlich lauten die Fragen, die in die-
sen Wochen heftig diskutiert werden.

Die Kirchen sind dabei in ihrer ethischen
Orientierung für unser Gemeinwesen mit-
gefragt 1993 hat die Kammerfür öffentli-
che Verantwortung der EKD eine Er-
klärung erarbeitet, die sich der Rat und die
Synode zu eigen gemacht haben. Es geht
um die friedensethische Position der Evan-
gelischen Kirchen - vor allem um die Frage
nach der moralischen Zulässigkeit von
Bundeswehreinsätzen bei internationalen
Aktionen der UNO oder anderer kollekti-
ver Sicherheitsorganisationen. Um die po-
litische Bewertung gleich vorwegzuneh-
men: wer den Pazifismus für die einzig ver-
tretbare christliche Position hält, findet in
dieser Erklärung keine Unterstützung.
Einsätze der Bundeswehr bei der gewalt-
samen Abwehr von Friedensbrüchen
durch die Staatengemeinschaft sind viel-
mehr ethisch als „ultima ratio" legitimiert
und können unter bestimmten Vorausset-
zungen sogar gefordert sein.

Ethische Orientierungen des Christen

Von welchen Prinzipien aus müssen
Christen diese ethischen Fragen beur-
teilen? Das oberste Gebot im Alten wie
im Neuen Testament ist die Gottes- und
Nächstenliebe (Lukas 10, 27); das bibli-
sche Beispiel ist der barmherzige Sama-
riter. Ein christliches Spezifikum ist die

noch darüberhinausgehende Feindes-
liebe. Wie es in der Bergpredigt heißt:
„Dem, der Dich auf die eine Wange
schlägt, halt auch die andere hin, und
dem, der dir den Mantel wegnimmt, gib
auch das Hemd" (Lukas 6,29). Auf die-
se Sätze hat sich insbesondere zur Zeit
der Friedensbewegung in den 80er Jäh
ren ein christlicher Pazifismus gestützt.

Aktuelle friedensethische Fragen

Aber bei der Frage internationaler mi-
litärischer Beteiligung stellt sich die Lage
heute ganz anders dar: es geht gar nicht
mehr um die bloße Verteidigung unse-
rer selbst - also um unsere Selbstbe-
hauptung oder den Verzicht darauf -,
sondern es geht darum, in einer Welt,
die noch weit von einer stabilen Frie-
densordnung entfernt ist, den Opfern
von Gewalt beizustehen, Aggressionen
abzuwehren und für Frieden zu sorgen -
und dies notfalls auch mit militärischem
Beistand. Wo es um den Schutz ander!
geht, ist das Gebot der Nächstenliebe
vorrangig. Unrecht selbst zu ertragen ist
etwas anderes als Unrecht gegenüber
dem Nächsten zuzulassen: da ist viel-
mehr unser aktives Einschreiten gefragt.
Um im Bild zu bleiben: meine Wange
kann ich dem anderen hinhalten, aber
ich kann nicht einem Aggressor die „an-
dere Wange" seines Opfers hinhalten,
wenn dieses mich um meine Hilfe bittet.

Vorrang hat nach wie vor die Gewalt-
freiheit: die Suche nach nicht-militäri-
schen Mitteln der Konfliktregelung. Die
Anwendung militärischer Gewalt ist
ethisch nur zu rechtfertigen als „Nothil-
fe" und als „Grenzfall", wo nicht-mi-
litärische Mittel versagen. Die ethische
Rechtfertigung heißt nicht, daß wer sol-
che Gewalt anwendet „frei von Schuld"
wäre - schließlich werden Verwüstun-
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gen angerichtet, wird zerstört, sterben
Menschen auf allen Seiten. Der radikale
Pazifismus hält deshalb Gewalt in kei-
nem Fall für zulässig. Aber es gibt Situa-
tionen, in denen nur die Wahl zwischen
zwei Übeln besteht. Dennoch ist man
nichtsdestoweniger moralisch zu dem
Handeln verpflichtet, das als das „relativ
beste" oder „am wenigsten schlechte"
erkannt wird (S.17) - es geht um die
Verhinderung größeren Schadens.

Auch bei den fraglichen Interventionen
geht es um „Nothilfe", um „rechtswid-
rige Gewalt einzudämmen und den
Weg zu friedlichen Lösungen zu ebnen"
(S.16). An diesen Legitimationsgrund ist
jeder Einsatz gebunden: die Benutzung

i*i7(ilitärischer Macht ist um so eher zu
vertreten, „je enger sie im Sinne von
Notwehr oder Nothilfe auf den Schutz
bedrohter Menschen, ihres Lebens, ih-
rer Freiheit und der demokratisch-
rechtsstaatlichen Strukturen ihres Ge-
meinwesens bezogen bleibt und je ge-
zielter und begrenzter sie nur die mi-
litärischen Angriffsmittel zerstört". Sie
ist um so weniger zu vertreten, je weiter
sie sich davon entfernt. Deshalb müssen
insbesondere die Verhältnismäßigkeit
und die Leistungsfähigkeit der Mittel im
Blick auf das Ziel sorgfältig geprüft wer-
den.

Krieg und Frieden

fe,
Auch wenn militärische Gewalt gerecht-
fertigt sein kann, bleibt die Ächtung des
Krieges in der evangelischen Friedens-
ethik selbstverständlich gültig: Krieg
darf nicht die Institution der Kon-
fliktaustragung zwischen Staaten sein;
militärische Gewalt ist kein „normales"
Mittel der Politik.

In der Charta der Vereinten Nationen ist
nur die individuelle oder kollektive
Selbstverteidigung zulässig und - das ist
heute wichtig geworden - auch die Ge-
waltanwendung zur Abwehr von Frie-
densbrüchen oder-bedrohungen durch
die Vereinten Nationen selbst. Es geht
damit um nicht weniger als die „Aus-
übung internationaler Polizeigewalt" zur
Durchsetzung des Rechts. So wie der
Staat in seinem Gebiet die Geltung des
Rechts auch durch Zwang sichert und

durch sein Gewaltmonopol den inneren
Frieden für die Bürger bewirkt, soll auch
die internationale Gemeinschaft sich als
Rechtsordnung verstehen und dieses
Recht gegebenenfalls auch mit physi-
schem Zwang zur Geltung bringen. Die
UNO als Weltpolizei darf im Konfliktfall
das Recht auch durchsetzen.

mal alle massiven Menschenrechts- und
Völkerrechtsbrüche beseitigt werden
können": wir können nicht allen Opfern
internationaler Gewalt beistehen und
wir müssen unsere eigentlich unerträgli-
che Ohnmacht - ertragen.

Die Barmer Theologische Erklärung von
1934 hat festgehalten, daß der Staat „die
Aufgabe hat, in der noch nicht erlösten
Welt, in der auch die Kirche steht,
... unter Androhung und Aus- stf*^
Übung von Gewalt für Recht
und Frieden zu sorgen". -
Die Erklärung folgert

Das militärisch-gewaltsame Eingreifen,
so betont der Text, kann nur „ultima ra-
tio" - das äußerste Mittel - sein. Es ist der

Grenzfall, wo andere Mit-
tel nicht mehr

.̂̂  ff^Die ••<•" x,, greifen.
Atomwaffen

weltweiter Kontrolle
unterstellen

deshalb: „Dement-
sprechend sehen wir
es nicht als einen
grundsätzlichen Wi-
derspruch zu einer
christlichen Frie-
densethik, vielmehr
als eine notwendige,
wenn auch nicht vor-
rangige Konkretion
an, militärische Mittel
zur Wahrung des Frie-

All'e in Europa vorhandenen nationalen Atomwaf-
fen sollten Zug um Zug und im Zusammenhang der an-
gestrebten gemeinsamen europäischen Außen- und Si-

cherheitspolitik der Westeuropäischen Union (WEU) unter-
stellt werden, die ihrerseits ihre Planung in den Nordatlan- -,
tikpakt (NATO) zusammen mit den USA einbringt. Damit

wäre schon ein großer Schritt hin zu einer Internationalisie-
rung der Kontrolle und Verfügbarkeit der Atomwaffen weg
von der instabilen nationalen Verfügbarkeit gemacht. Das

westliche Beispiel muß dann als Ausgangspunkt und
Vorbild für die weltweite Kontrolle in den anderen Tei-

len der Welt dienen. Es darf nie mehr zu einem Ein-
dens und zur Durchset-
zung des Rechts bereitzuhal-
ten und notfalls anzuwenden"
(S.16).

satz von Atomwaffen kommen.

Dr. Ingo Friedrich MdEP
Stellvertretender Vorsitzender des

EAK

Nun ist die Evangelische Kirche realistisch
genug, um zu sehen, daß wir von einer
solchen Weltpolizei noch weit entfernt
sind -von der übrigens schon Churchill
und Roosevelt sprachen, als sie vor 50
Jahren an die Gründung der UN gingen -
und daß die Staatengemeinschaft nicht
mit einem Einzelstaat und seinen Wirk-
möglichkeiten gleichgesetzt werden
kann. Was aber sehr wohl erreicht wer-
den kann, ist ein Prozeß, „derauf die Mi-
nimierung internationaler Gewaltan-
wendung und die Zunahme von Gerech-
tigkeit zielt. Schutz der Menschenrechte,
Schutz der natürlichen Grundlagen des
Lebens, Schutz der Selbstbestimmung
der politisch-sozialen Lebenseinheiten in
gegenseitigem Respekt ihrer Identität
und Integrität sind die materialen Gehal-
te einer internationalen Friedensord-
nung, an die anzunähern uns als Ziel auf-
gegeben ist" (S.27).

Realistisch ist auch die Erkenntnis, daß
bei bestem Willen nicht alle, „nicht ein-

Wichtig
dabei: „ulti-

ma ratio" ist nicht
zeitlich als „letztes" unter mehreren
nacheinander auszuprobierenden Mit-
teln zu verstehen, sondern als von seiner
Qualität her „äußerstes" Mittel. Aber:
Abschreckung ist nach wie vor ein nöti-
ges Element der Friedensbewahrung,
denn Strafen und Sanktionen und vor
allem die Drohung damit müssen auf
den Feldern eingesetzt werden, wo auf
reine Freiwilligkeit nicht vertraut wer-
den kann. „Für die Wirksamkeit der Ab-
schreckung ist es gerade wesentlich,
daß sie nicht zu spät kommt" und daß
sie glaubwürdig ist (S.18). In der Tat
fruchten moralische Appelle bei gewalt-
bereiten Regimen wenig, während die
Androhung von Gewalt die Sprache
spricht, die sie verstehen. Gerade im Fall
Jugoslawien haben wir mittlerweile er-
kannt, daß ein frühzeitiger Griff zu mi-
litärischen Abschreckungsmaßnahmen
den Krieg hätte beenden können.

Über der Frage nach Einsätzen bei hu-
manitären Interventionen darf nicht

11/95 MüJ Evangelische
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vergessen werden, daß es die Haupt-
aufgabe einer dauerhaft angelegten
Friedenspolitik ist, für wirksame nicht-
militärische Möglichkeiten der Kon-
fliktregelung zu sorgen. Es geht um die
Entfaltung und Sicherung fundamenta-
ler Prinzipien internationalen Zusam-
menlebens in der Staatengemeinschaft.
Die militärische Komponente kann nicht
ausgeklammert werden, aber Friedens-
politik darf sich auch nicht auf diesen
Gesichtspunkt verengen.

Frieden lebt von verschiedenen Voraus-
setzungen: wirtschaftliche und soziale
Entwicklung oder die Förderung demo-
kratisch-rechtstaatlicher Strukturen in
der Welt und nicht zuletzt die Sicherung
der natürlichen Lebensgrundlagen der
Menschen. Landesbischof Klaus Engel-
hardt hat erst neulich im „Rheinischen
Merkur" betont, daß wir nicht über
Frieden sprechen können, ohne auch
über soziale Gerechtigkeit und ökologi-
sche Probleme zu reden. Nach dem En-
de des Ost-West-Konflikts ist unser
Blick gerade für diese globalen und ge-
meinsam anzugehenden Probleme frei
geworden - oder sollte es wenigstens
sein.

ne Rede sein. Die Einsicht bleibt leitend,
daß Sicherheit nur gemeinsam erreicht
werden kann: sie ist heute eine Aufgabe
der Völkergemeinschaft und einer ge-
meinsamen Rechtsordnung. Wir müs-
sen uns an den Versuchen beteiligen,
die internationalen Organisationen für
die Sicherung des Friedens wirksamer
zu machen. Dazu gehören vor allem vie-
le nicht-militärische, aber eben auch mi-
litärische Beiträge. Wer Zwangsandro-
hung und Gewaltanwendung zur
Durchsetzung des Rechts durch die
Staatengemeinschaft und damit die
Nothilfe für andere im gegebenen Fall
bejaht, kann sich auf diese Erklärung der
EKD berufen.

So sehr wir Christen - in aller Beschei-
denheit - Weltverbesserer sein müssen:
die Vollendung des „Reiches des Frie-
dens" ist allein Gottes Werk. Klaus En-
gelhardt formuliert in seinem Vorwort
der Erklärung treffend: „Friede auf der
Welt bleibt immer bedrohter Friede.

Aber es kann eine Welt mit mehr Frie-
den geben, als wir heute haben".

Wie sind heute die Kontroversen aus der
Zeit der Ost-West-Konfrontation zu be-
werten, die die Evangelischen Kirchen
nahezu zerrissen haben? Die Erklärung
konzediert die faktische Wirksamkeit
der Abschreckungsdoktrin und aner-
kennt die Legitimität des Wehrdienstes
wie der Wehrdienstverweigerung aus
Gewissensgründen - es ist nicht das eine
das „deutlichere Zeichen für den Frie-
den" als das andere. Wörtlich heißt es:
„Eine Vorrangige' Option für die Ge-
waltfreiheit', die sich verantwortungs-
ethisch versteht und sich darum zur Ver-
antwortung für den Schutz von Gewalt-
opfern bekennt, und der Grenzfall d*
Einsatzes präventiv bereitgehaltenei
militärischer Gewalt schließen sich nicht
gegenseitig aus, sondern sind notwen-
dige Bestandteile einer auf die Herr-
schaft des Rechts gegründeten interna-
tionalen Friedensordnung" (S. 23). •

Deutschlands Rolle

Bekenntnisse und Bekennen
in der Friedensfrage

Die Erklärung der EKD lehnt eine deut-
sche Sonderrolle strikt ab: „was frieden-
sethisch und friedenspolitisch fürdie an-
deren Staaten der Vereinten Nationen
gilt, das gilt auch für Deutschland". Eine
Sondermoral kann es unter ethischen
Gesichtspunkten also nicht geben. Zu-
mal sich aus der Geschichte des natio-
nalsozialistischen Deutschand auch das
Fazit ziehen läßt: „Gerade weil
Deutschland militärische Gewalt in ver-
brecherischer Weise mißbraucht hat
und durch den Einsatz militärischer Ge-
walt von einer Schreckensherrschaft be-
freit worden ist, hat das demokratische
Deutschland allen Grund, sich im Rah-
men der Vereinten Nationen ... an der
Abwehr von Aggressionen und Frie-
densbedrohungen und an der Wieder-
herstellung des Rechts zu beteiligen"
(S.31).

Von nationalen Alleingängen oder neu-
em Säbelrasseln kann also wahrlich kei-

8

Wilhelm Hüffmeier

Kaum ein Thema hat die evangelischen
Kirchen in Ost- und Westdeutschland
wähend der 70er und 80er Jahre so in
Atem gehalten, wie das „Bekennen in
der Friedensfrage". Die „unterschied-
lichen und zum Teil gegensätzlichen
friedensethischen Positionsbestim-
mungen" (Landesbischof Klaus Engel-
hardt) in der (westlichen) EKD sowie
zwischen ihr und dem Bund der Evan-
gelischen Kirchen (BEK) in der DDR
sind vielen noch gegenwärtig.

In den Auseinandersetzungen ging es
auch um eine Spannung zwischen heu-
tigem Bekennen und den überlieferten
Bekenntnissen der evangelischen Kir-
chen. Hatte die Barmer Theologische
Erklärung von 1934 sich in ihrer fünften
These zur „Androhung und Ausübung
von Gewalt" als einem letzten Mittel

der Friedens- und Rechtssicherung be-
kannt, so wurden in den 80er Jahr^
angesichts einer denkbaren atomaren
Katastrophe „Geist, Logik und Praxis
der Abschreckung" im Namen des drei-
einigen Gottes verworfen. Doch der
Gegensatz reichte noch weiter zurück.

Während das Augsburger Bekenntnis
(1530) es für christlich erlaubt erklärt,
sich an „rechtmäßig" geführten Krie-
gen zu beteiligen und dementspre-
chend auch Militärdienst zu leisten,
wurde im Laufe der 80er Jahre hüben
und drüben ein Trend sichtbar, diese
Aussagen aus den Bekenntnissen her-
auszunehmen oder zumindest doch
neu zu interpretieren. Darauf zielte ein
Kommentarentwurf vom 1.2.1989 aus
dem BEK mit der rhetorisch fragenden
Überschrift „'Rechtmäßig Kriege
führen"? - CA 16 und unsere Verant-
wortung für den Frieden". In einem
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konziliaren Prozeß zu diesem Entwurf
sollte die Lehre der reformatorischen
Bekenntnisse vom gerechten Krieg
durch eine vom gerechten Frieden er-
setzt werden. Damit war aber auch sehr
grundsätzlich die Frage nach Funktion
und Grenzen der überlieferten Bekennt-
nisse für das aktuelle christliche Beken-
nen gestellt.

Sind diese Bekenntnisse im einzelnen
noch zeitgemäß? Waren sie vom Zeug-
nis der Bibel her gesehen überhaupt
sachgemäß? Kann und darf ich mich -
als Presbyterin, als Presbyter, als Pfarre-
rin, als Pfarrer, als Synodaler etc. - dar-
auf verpflichten lassen?

Aif solche Fragen antworten inzwi-
schen die Voten zweier Kammern der
EKD:

1. Schritte auf dem Weg des Friedens.
Orientierungspunkte für Friedens-
ethik und Friedenspolitik (Kammer
für Öffentliche Verantwortung,
1993, als Beitrag des Rates der EKD
veröffentlicht, EKD Texte 48);

2. Vom Gebrauch der Bekenntnisse. Zur
Frage der Auslegung von Bekenntnis-
sen der Kirche. (Ein Beitrag der Kam-
mer für Theologie, 1995, EKD Texte
53).

Beide Voten haben die in den 80er Jah-
ren diskutierten Probleme aufgenom-
(^en und bieten eine vorläufige Summe.
Was die Kontroversen und die nun ge-
zogenen Resümees den um das Be-
kenntnis heute bemühten evangeli-
schen Christen lehren, sei im folgenden
in zwei Gedankengängen festgehalten:
l. vom Bekennen und II. vom Bekennen
in der Friedensfrage.

Vom Bekennen

Die Ausdrücke Bekenntnis und Beken-
nen weisen auf etwas für den Glauben
Elementares hin. „Ich glaube, darum re-
de ich",schreibt Paulus (2. Kor4,14). Im
bekennenden Reden geht der Glauben-
de aus sich heraus. In der Alten Kirche
soll es einen Papagei gegeben haben,
der auf dem Marktplatz von Antiochien
das „Dreimalheilig" (Sanctus in der
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Abendmahlsliturgie) mit korrekten dog-
matischen Zusätzen hersagen konnte.
War das ein Bekenntnis? Eben nicht,
denn ein Papagei kann wohl orthodox
zitieren, aber bekennen kann er nicht.
Denn zum Bekenntnis gehört ein be-
kennendes Herz und ein bekennender
Mund. Ein Papagei reagiert überdies,
aber er antwortet nicht.

Bekennen aber ist Antworten. Das
kommt gut im Gottesdienst zum Aus-
druck. Dort hat das Bekennen einen
doppelten Ort, zum einen nach der
Eröffnung im Namen des dreieinigen
Gottes und seiner An rufung als Sünden-
und Schuldbekenntnis, zum anderen
nach den Lesungen aus der Heiligen
Schrift als Glaubensbekenntnis. Wer be-
kennt, läßt gelten, was Gott nach dem
Zeugnis der Bibel in Geltung gesetzt hat.
Das kürzeste Bekenntnis lautet dement-
sprechend: „Herr ist Jesus" (Rom. 10,9;
Phil 2,11; 1 .Kor.12,3). Inhaltlich muß al-
les Bekennen Auslegung dieses Urbe-
kenntnisses sein. Und wer dem zu-
stimmt, bejaht solche Wahrheit als für
sich selber und für die Welt unbedingt
relevant.

Bekennen in der
Friedensfrage heute

Zweierlei ist also unentbehrlich für das
christliche Bekenntnis - der Rückbezug
auf die in der Bibel bezeugte evangeli-
sche Wahrheit (Herr ist Jesus) und die ge-
genwärtige Relevanz dessen, was be-
kannt wird. Das macht die Sach- und
Zeitgemäßheit von Bekenntnissen aus.
Wenn evangelische Theologie und Kir-
che zwischen den überlieferten Bekennt-
nissen und dem aktuellen Bekennen un-
terscheidet, sollen diese Konstitutiva si-
chergestellt werden. Auf die Gegenwart
eingehendes Bekennen, das sich nicht
von den überlieferten Bekenntnissen der
Alten Kirche und der Reformationszeit
verantwortet, wird boden- und sub-
stanzlos. Überlieferte Bekenntnisse, die
nicht zum aktuellen Bekennen und Be-
zeugen der einen Wahrheit des Glaubens
führen, sterilisieren sich selber zu leblo-
sen Richtigkeiten.

Zum aktuellen Bekennen gehört natür-
lich auch das individuelle Bekenntnis je-

„... Die biblische Losung für heute
ist dem Buch des Propheten Micha
entnommen. Sie heißt: Er - gemeint
ist der neue David, der Messias Isra-
els und der Welt - wird der Friede
sein (5,4).

Wir hören diesen Satz an dem Tag,
an dem wir auf 40 Jahre Bundes-
wehr zurückblicken. Voller Dank,
nicht ohne Stolz, zufrieden. 'Er wird
unser Friede sein.'

Mancherlei Assoziationen stellen
sich ein. Vergessen können viele
nicht, daß die Berufung auf solche
Sätze der Bibel hat herhalten müs-
sen, den Soldaten zu bestreiten,
Diener des Friedens zu sein. Grobe,
böse Wörter sind benutzt worden.

Wahr ist das: Wofür Soldaten ein-
stehen, das ist nicht schon der Frie-
de Gottes. Aber der irdische Friede,
die Abwesenheit von Krieg, die wir
zusammen mit der Politik ganz we-
sentlich auch der Bundeswehr ver-
danken, das dürfen wir nicht selbst-
verständlich nehmen, nicht gedan-
kenlos wahr sein lassen. Schon der
irdische Friede fordert höchste An-
strengung und ist, wo er sich ein-
stellt, immer auch, zuerst und zu-
letzt, Geschenk. Erzwingen läßt er
sich nicht. Soldaten wissen das bes-
ser als manche andere...."

(aus der Ansprache von Militärbischof
Dr. Hartmut Löwe zum 40jährigen Bestehen
der Bundeswehr)

des einzelnen Christen. Wie riskant das
sein kann, führt jener berühmte Wort-
wechsel zwischen der Magd und Petrus
am Hof des Hohenpriesters am Vor-
abend der Kreuzigung Jesu vor Augen.
Wand an Wand mit dem Bekennen
wohnt das Verleugnen. Das Beispiel
zeigt, wie nötig der einzelne die Gemein-
schaft der Bekennenden und die Verge-
bung Gottes hat. Kirche ist jedoch auch
Einübung ins Bekenntnis. Was in der EKD
im Blick auf die Friedensfrage gilt, wird in
einem zweiten Teil deutlich gemacht.

Zu welchen Ergebnissen hinsichtlich
heutigen Bekennens in der Friedensfra-
ge und dem Artikel 16 des Augsburger



Friedensfrage

Bekenntnisses sowie der 5. Barmer The-
se haben die eingangs genannten Voten
aus der EKD geführt? Soweit ich sehe,
handelt es sich um ein Dreifaches.

1. Sachlich knüpfen die friedensethi-
schen und -politischen Orientierungs-
punkte der EKD an die Barmer Theolo-
gische Erklärung von 1934 an und hal-
ten fest, daß es keinen „grundsätzli-
chen Widerspruch" zu einem
eindeutigen Bekennen in der Friedens-
frage bedeutet, wenn die „Bereithal-
tung und der Einsatz militärischer Ge-
walt" als ein notwendiges, wenn auch
nicht vorrangiges Mittel „zur Wah-
rung des Friedens und zur Durchset-
zung des Rechts" anerkannt wird
(Schritte...EKD Texte 48,16).

2. Im Blick auf die Lehrtradition, in der
Artikel 16 des Augsburger Bekennt-
nisses (mit Luther und den reformier-
ten Bekenntnissen) steht, gilt, daß
„der Lehre vom gerechten Krieg ...
aus guten Gründen der Abschied ge-
geben worden" ist (aaO.,19). Krieg
kann niemals gerecht sein. Diese Ein-
sicht hat sich bis ins heutige Völker-
recht durchgesetzt.

3. Zugleich wird eingeschärft, daß „die
Fragen, die in der Lehre vom gerech-
ten Kriegverhandeltwurden,.... rele-
vant" bleiben und daß „gewichtige
Elemente (sc. dieser Lehre) in modifi-
zierter Weise auch in einer evangeli-
schen Friedensethik aufgenommen
werden" müssen (aaO.,18).

Zu solchen Elementen zählen der Rat
und die KammerfürÖffentliche Verant-
wortung der EKD mit Barmen 5 das „In-
strument der Abschreckung" als „bei
der Bewahrung des Friedens... prinzipi-
ell nötiges und konkret zu prüfendes
Mittel" (ebd.). Zu den bleibenden
Merkposten der alten Lehre gehört aber
auch die Frage, „ob der Einsatz militäri-
scher Gewalt, der im Prinzip verwerflich
ist, gleichwohl ethisch und rechtlich als
Ausnahmefall, als Grenzfall gerechtfer-
tigt und wie die Verhältnismäßigkeit in
der Gewaltanwendung gewahrt wer-
den kann" (ebd.).

Schließlich dauert die hinter Artikel 16
des Augsburger Bekenntnisses stehen-
de theologische Tradition in veränderter
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Dr. W. Hüffmeier: Kirche ist auch
Einübung ins Bekenntnis

Form auch dann fort, wenn unter be-
stimmten, klar definierten Vorausset-
zungen die militärische Gewaltanwen-
dung als „ultimaratio" bei der Friedens-
sicherung, -bewahrung und -Wieder-
herstellung bejaht wird. Indem freilich
von einer „ultima ratio", von einem
Grenz- und Ausnahmefall geredet wird,
ist zugleich angezeigt, daß Frieden im
Grunde nur mit Mitteln der Vernunft,
der Einsicht, des Interessenausgleiches,
der Gerechtigkeit etc., eben mit friedli-
chen Mitteln zu sichern und zu erhalten
ist. Ihnen gelten denn auch die
hauptsächlichen Überlegungen in
„Schritte auf dem Weg des Friedens".

Deshalb kommt der Lehre vom gerech-
ten Frieden ein unbedingter Vorrang
vor der modifizierten Fortführung von
Artikel 16 des Augsburger Bekenntnis-
ses und der Barmer Theologischen Er-
klärung von 1934 zu. Letztere befinden
sich aber nicht im Widerspruch mit dem
christlichen Grundbekenntnisses „Herr
ist Jesus", sondern sind auf dieses
Grundbekenntnis beziehbar. Die Entge-
gensetzung der lutherischen Zwei-Rei-
che-Lehre und der reformierten Lehre
von der Königsherrschaft Jesu Christi ist
schon länger als ein Irrweg erkannt wor-
den.

i

Damit ist freilich auch die Überzeugung
hinfällig geworden, daß die Militär-
dienstverweigerung das „eindeutige1

Zeichen" christlichen Bekennens in d
Friedensfrage heute darstelle. Zeichen
der christlich gebotenen Minimierung
oder Eingrenzung militärischer Gewalt
können vielmehr beide sein, die Wehr-
dienstverweigerung und der Wehr-
dienst zur Abwendung und Bannung
militärischer Aggression. Aber als Zei-
chen in dieser Welt sind beide von
Mehrdeutigkeit niemals grundsätzlich
frei, selbst wenn sie dem einzelnen Ge-
wissen eindeutig und klar erscheinen. •

Anm.:
Präsident Dr. Wilhelm Hüffmeier ist

Leiter der Kirchenkanzlei der Evangeli-
schen Kirche der Union in Berlin.

Fachtagung der Senioren-Union der CDU
Deutschlands:
„Zwischen Verdienen und Vererben -
Zur Vermögenssituation älterer Menschen"

23. November 1995,10 Uhr, Union-Säle, Bonn

Neben dem Generalsekretär der CDU Deutschlands, Peter Hintze,
wird Bundesministerin Claudia Nolte den Fachkongreß der
Senioren-Union eröffnen.

Auf den Podien werden u.a. diskutieren:
Staatssekretärin Irmgard Karwatzki, Staatssekretärin ChristaThoben,
Prof. Ursula Lehr, Justizminister Dr. Thomas Schäuble und der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Dr. Paul Krüger.

Ihre Anmeldung können Sie in der Bundesgeschäftsstelle der Senioren-Union unter
Tel.: 0228/544-360 bwz. über Fax: 0228/544-367 vornehmen.
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Friedensdekade

„Versöhnte leben
anders"

Georg Kardinal Sterzinsky

Seit dem Golf krieg 1991 ist uns die reale
Gefahr eines Krieges wieder bewußter
geworden. Lange wurde für unmöglich
gehalten, was inzwischen wieder bittere
Realität ist. Auch in Europa herrscht
Krieg. Haben wir uns unter-
dessen gewöhnt an die
«schrecklichen Bilder der

(^egsberichterstattung, an
die zynischen Antwor-
ten der Kriegs-
treiber, an das
Achselzucken
von hilflos wir-
kenden Politikern? Sind wir
diesem Treiben schicksalhaft
ausgeliefert? Ertragen wir die
Meldungen oder schalten wir
ab und begeben uns - ange-
sichts der eigenen Ohnmacht -
auf den Rückzug ins Private?

Was ist aus der Friedensbewe-
gung geworden? Ist sie gelähmt

lus oder die ideal gezeichneten Darstellun-
gen der Apostelgeschichte über das Leben
der jungen Gemeinde (z.B. Apg 2,43-47).

Auch folgende Verse von Mahatma
Gandhi geben Antwort auf die Frage, wie

Versöhnte leben:
Fünf Vorsätze für jeden Tag:

Ich will beider
Wahrheit blei-

ben.
Ich will mich keiner

Ungerechtigkeit beugen.
Ich will frei sein von Furcht.
Ich will keine Gewalt
anwenden.
Ich will in jedem zuerst das
Gute sehen.

Das „Gesprächsforum Frie-
densdekade" regt durch die Be-
nennung des diesjährigen Leit-
wortes an, zu bedenken, wie
Versöhnte angesichts bestimm-
ter Notstände „anders leben":
bei drückender Armut und Ge-

«e Versöhnte leben anders
Ökumenische FriedensDekade 12.-22. Nov. 1995

oder nur dabei, neu ihre Kräfte zu sam-
meln?

Nach wie vor gibt es Menschen, die sich be-
wußt und entschieden auf vielfältige Weise
für den Frieden einsetzen: durch ihren per-
sönlichen Einsatz oder ihr Gebet. Anstöße
dafür will die alljährlich veranstaltete öku-
menische Friedens-Dekade geben. Sie fin-
det in diesem Jahr vom 12. bis 22. Novem-
ber statt und steht unter dem Thema „Ver-
söhnte leben anders".

„Versöhnte leben anders" - wie denn? -
möchte man unwillkürlich fragen.

Dem kundigen Bibeileser werden die Selig-
preisungen der Bergpredigt (Mt 5, 1-12)
einfallen oder Mahnungen des Apostel Pau-

fährdung der Schöpfung und im Verhältnis
von Christen und Muslimen.

„Versöhnte leben anders" - womit, mit
wem Versöhnte?

Paulus gibt eine Antwort im Römerbrief:
Wir wurden mit Gott versöhnt durch den
Tod seines Sohnes. Daher rühmen wir uns
dieses Gottes durch Jesus Christus, durch
den wir jetzt schon die Versöhnung emp-
fangen haben (vgl. Rom 5,10-11).

Gott hat uns „mit sich versöhnt und uns
den Dienst der Versöhnung aufgetra-
gen". Er hat uns mit sich versöhnt, indem
er den Menschen ihre Verfehlungen nicht
anrechnete und uns das Wort von der
Versöhnung anvertraute. Wir sind also

Gesandte an Christi Statt, und Gott ist es,
der durch uns mahnt. Wir bitten an Christi
Statt: „Laßt euch mit Gott versöhnen!"
(2. Kor. 5,18-20)

Die Versöhnung mit Gott geht anderen
Formen der Versöhnung voraus. Diese
Versöhnung ist bereits geschehen. Sie
macht die Menschen frei und gibt ihnen ein
Motiv, ein Vorbild für die Versöhnung mit
sich selbst und mit anderen: Sie geschieht,
wenn jemand - mit Blick auf die Vergan-
genheit - Verfehlungen nicht anrechnet,
Fehler sich selbst oder anderen nicht stän-
dig vor Augen hält und - mit Blick auf Ge-
genwart und Zukunft - das Wort von der
Versöhnung weitersagt, sich und anderen
ein Wort der Versöhnung zutraut. Freilich:
das klingt leicht, ist oft aber schwer!

Ich möchte an zwei Männer erinnern, die
die Fähigkeit zur Versöhnung vorgelebt
haben, an deren 50. Todestag wir in die-
sem Jahr denken: den Jesuitenpater Alfred
Delp und den evangelischen Theologen
Dietrich Bonhoeffer. Diese beiden Opfer
im christlich motivierten Widerstand ge-
gen Hitlers Diktatur legten aufrichtig
Zeugnis für die Wahrheit ab und stehen
beispielhaft für eine konsequent gelebte
christliche Glaubenshaltung. Beide bezeu-
gen, daß es möglich ist, als Versöhnte an-
ders zu leben, selbst wenn die Konsequen-
zen die Hingabe des Lebens fordern.

Auch in der Erwartung des Todes haben
Alfred Delp und Dietrich Bonhoeffer an-
ders gelebt: im Vertrauen und in der Hoff-
nung auf Gottes Reich. •

(Materialheft der ök. FriedensDekade)

Zwei suchen einen Ausweg
aus der Ausweglosigkeit.
Unter dem Kreuz stehen sich
Brüder gegenüber, wie Feinde.
Keiner trägt des anderen Last.
In der Verzweifling sehen sie -
die Pfeiler der Brücke sind sie selbst.
Wer die Brücke nicht baut,
bleibt am anderen Ufer allein.
Es ist ihr Kreuzweg, der sie
verbindet in Last und Hoffnung,
und in Auferstehung,
die Versöhnung ist.

Jürgen Maria Pietsch
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Die CDU als engagierte
Bürgerpartei
Die CDU muß den Kontakt in den sogenannten „vorpo-
litischen Raum" verstärken. Mitglieder der CDU, vor al-
lem auch Amts- und Mandatsträger unserer Partei, müs-
sen in den Vereinen und Verbänden vertreten sein. Die
Kirchen sind unsere Glaubensheimat; dies muß sich auch
in der engagierten Mitwirkung von CDU-Mitgliedern in
den Gremien der Kirchen widerspiegeln. Die CDU muß
ihre Zusammenarbeit mit den für das Gemeinwohl enga-
gierten Bürgern und den aktiven Mitgliedern von sozia-
len Bewegungen und Bürgerinitiativen intensivieren.

(aus: Grundsätze für eine Reform der Parteiarbeit)

Auf dem Weg in das
21. Jahrhundert
„Ich empfinde großen Respekt vor den tapferen Män-
nern und Frauen, die sich als Bürgerrechtler dem SED-
Regime entgegengestellt haben und dafür bespitzelt
und verfolgt, eingekerkert oder ausgebürgert wurden.
Ihr Vorbild sollte uns Mut machen, mit unserer gemein-
samen Freiheit verantwortlich umzugehen!

Das hohe Wohlstandsniveau in Deutschland hat bei vie-
len die Illusion erzeugt, materielle Sicherheit sei gewis-
sermaßen automatisch garantiert. Immer mehr Men-
schen bei uns halten ein Leben in Frieden und Freiheit für
selbstverständlich.

Die in der deutschen Geschichte beispiellose politische
Stabilität unserer Republik hat mit dazu beigetragen, daß
immer mehr Bürgerinnen und Bürger meinen, es reiche
aus, die Politik als bloße Zuschauer zu begleiten. Es ist ja
auch so viel einfacher, mit Distanz und Häme auf diejeni-
gen zu sehen, die bereit sind, Zeit und Kraft im Dienste
des Gemeinwohls zu opfern. Als Zuschauerdemokratie
hätte unsere Republik keine Zukunft. Haben wir denn
vergessen, daß der Staat wir alle sind?

Wir müssen den Menschen sagen und sie davon über-
zeugen, daß Sicherheit der Lebensverhältnisse eine
Frucht vorausschauender Gestaltung ist. Ich bin der letz-
te, der den Menschen Zukunftsängste einreden will-
aber ich plädiere nachdrücklich dafür, daß wir uns die
Fähigkeit zur Selbstkritik bewahren."

(aus der Rede des Parteivorsitzenden, Dr. Helmut Kohl,
vor dem CDU-Bundesparteitag, 16.10.1995)

Orientierung gebende
Elemente stärken
„Vielfach wird geklagt über eine wachsende Orientie-
rungskrise, über Individualisierung und Bindungsverlust
des modernen Menschen, über Ichbezogenheit, die Auf-
lösung gewachsener Gemeinschaften - wie ich fürchte,
nicht nur zu Unrecht. Wenn wir solchen Entwicklungen
etwas entgegensetzen wollen, dann müssen wir die Ori-
entierung gebenden, Gemeinschaft verbindenden Ele-
mente stärken und neu beleben, und das sind in erster Li-
nie die gemeinsamen Wertüberzeugungen unseres
abendländischen Kulturkreises, Werte wie Würde der
Person, verantwortete Freiheit, Gleichheit und Gerech-
tigkeit, Solidarität und Mitmenschlichkeit. Diese Werte
wurzeln in unserer christlich geprägten kulturellen Tradi j
tion und Überlieferung....

Freiheitliches Zusammenleben setzt auf Werte, Tugen-
den und institutionelle Vorkehrungen, setzt auf Lei-
stungsbereitschaft, Engagement, freiwillige Solidarität,
auch auf Mäßigung und Verzicht auf Übermaß. Freiheit
und Verantwortung gehören zusammen wie Rechte und
Pflichten und wie Zukunft und Zuversicht. Ohne Hoff-
nung ist der Mensch arm. So groß die Probleme und Her-
ausforderungen auch sind - keine Generation vor uns
hatte großartigere Möglichkeiten. Deshalb haben wir
weder Grund noch Recht zur Resignation. Die Zukunft
ist offen, es liegt an uns selbst, welche Beiträge wir lei-
sten. Daraus wächst Zuversicht, Lebensfreude, Mut zu
Zukunft."

(aus der Rede des Vorsitzenden der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Dr. Wolfgang Schäuble,
vordem CDU-Bundesparteitag, 17.10.1995)

Podiumsdiskussion
„Christliche Werte in der Politik"
Termin: Mittwoch, dem 15. November 1995, ab 19.30 Uhr
Ort: im Evangelischen Gemeindehaus in Oberlenningen

Gesprächspartner: Frau Dr. Meister-Scheufelen (Präsidentin des
Landesgewerbeamtes), Herr Dekan Ellinger, Herr Pfarrer Maier

Gründung des
EAK-Kreisverbandes Esslingen
Termin: Mittwoch, dem 6. Dezember 1995,20 Uhr
Ort: Stadionrestaurant in Filderstadt/Bernhausen

Weitere Informationen: EAK-Beauftragter Ralf Krämer,
Telefon 07025/3027, Telefax 07025/83588
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Bücher & Aus unserer Arbeit

Bücher

Gerhard Ebeling: Theologie
in den Gegensätzen des
Lebens. Wort und Glaube,
4. Band, VerlagJ.C.B. Mohr
(Paul Siebeck),
Tübingen 1995

Der Band vereinigt verschie-
denartige Aufsätze des Ver-
fassers aus den letzten zwei
Dekaden, innerhalb derer un-
ter anderem seine dreibändi-
ge Dogmatik 1979 inzwi-
schen in drei Auflagen er-

,' nliienen sind. Auch für den
ig •

interessierten theologischen
Laien oder nicht wissen-
schaftlichen Theologen ist der
Lebensbezug aller Aufsätze
für den Leser sehr hilfreich
und wirkungsvoll. In einer
kurzen Besprechung sind nur
wenige Hinweise möglich.

Die Antrittsvorlesung des
Verfassers in Tübingen 1947
„Kirchengeschichte und Kir-
chenrecht" hat auch heute
noch große Bedeutung, wie
alle übrigen Aufsätze.

In seinem Vorwort geht der
Verfasser eine hilfreiche
;,e »ersieht.

1. Evangelium und Religion
2. Grundsätzliche Erwägun-

gen zum Verhältnis vom
Heiligen Geist und Zeitgeist

3. Reformation einst und jetzt
4. Theologie und Wissen-

schaft
5. Leben und Lehre

Der Verfasser antwortet auf
eine Frage, ob er als Schüler
von Bonhoeffer gelten könne.
Er empfinde sich als Schüler
von Luther und Schleierma-
cher. Der Verfasser der beste,
lebende Lutherkenner, bringt
seinen Lesern Luthers Lehre in
einem sehr gefälligen Stil nah.
Es sind ihm viele Leser zu
wünschen. Sehr zum eigenen

IÜK]
H /QK liSIÜEvangelische
l l / -7~> Verantwortung

Nutzen für die Leser selbst
und für ihr Wirken in unserer
Zeit in Familie, Beruf und in
den vielen Zweigen der Ge-
sellschaft, auch und nicht zu-
letzt in der Politik.

Unsere Politik braucht mehr
Christen, auch solche, die die
Dogmatik und die Lutherstu-
dien von Gerhard Ebeling ge-
lesen haben. •

Dr. /'ur. Karl Göckmann

POLITIK UND
PLAKAT

50 Jahre PIal«jt<|Cscliiclitc am Beispiel der CDU

Gerd lange

BOUVKR

Aus unserer Arbeit

Parteiengespräch über
christliche Grundlagen

Fellbach. Der Evangelische
Arbeitskreis der CDU unter
Vorsitz von Walter Meng
(Schorndorf) hatte die Land-
tagskandidaten von CDU und
PBC (Partei Bibeltreuer Chri-
sten) aus dem Kreis zu einem
Kontaktgespräch nach Fell-
bach eingeladen mit dem Ziel,
politische Positionen abzu-
klären. Im Mittelpunkt stand
die Frage nach den gemeinsa-
men christlichen Grundlagen.
In der Diskussion stellte sich
laut einer Pressemitteilung

heraus, daß in wesentlichen
Inhalten und politischen For-
derungen weitgehend Übe-
reinstimmung besteht. Aller-
dings hätten sich in der Frage,
wie christliches Gedankengut
in politische Realität umge-
setzt werden kann, erhebliche
Unterschiede gezeigt. Der
Evangelische Arbeitskreis der
CDU habe die Auffassung
vertreten, daß politischer Wil-
le nur im Rahmen einer
großen Partei, die über parla-
mentarische Mehrheiten ver-
fügt, umgesetzt werden
kann. •

Kruzifix-Urteil ist Anlaß für
Werte-Debatte

Pinneberg Die enorme Reak-
tion der Öffentlichkeit auf das
sogenannte Kruzifix-Urteil
des Bundesverfassungsge-
richtes fordert aus Sicht des
Evangelischen Arbeitskreises
in der CDU zu einer intensi-
ven und unverzichtbaren
Wertediskussion heraus.

Die besorgte Frage des EAK-
Kreisvorsitzenden Hans
Bleckmann: „Werwirdfürdie
Wertevermittlung in diesem
Staat sorgen können, wenn
die Kirchen jetzt auch noch
vom Bundesverfassungsge-
richt ins Abseits gedrängt
werden?" Und wie wolle man
den Staat noch zusammen-
halten, wenn man den Bür-
gern suggeriere, man könne
alles auf dieser Erde aus dem
Diesseits begründen?

Die Diskussion um das Kreuz
erwecke den Eindruck, als
wäre es an der Zeit, kirchli-
chen Einfluß in der Gesell-
schaft zurückdrängen zu
müssen. Auch dies sei eine
Fehlbeurteilung, mahnt der
Christdemokrat. Eine Erzie-
hung unter dem Kreuz sei

gerade auch für den Staat
von eminenter Bedeutung,
sie lege den Grundstein
dafür, daß eine Ordnung der
Freiheit Bestand habe. Dies
setze aber voraus, daß der
Staat dazu beitrage, „ die To-
leranzwahrung zu sichern
und die lebensspendenden
Quellen nicht versiegen zu
lassen...." •

Über Wirtschaft und
christliche Ethik diskutiert

Unterriexingen. Das Span-
nungsfeld „Wirtschaft und
christliche Ethik" lockte über
80 Interessierte nach Unter-
riexingen. Der EAK wollte mit
dieser Veranstaltung einmal
mehr die christliche Verant-
wortung der wirtschaftlich
Handelnden unterstreichen.

Als profunder Kenner des
Spannungsfeldes Wirtschaft
und Ethik konnte EAK-Kreis-
vorsitzender Ulrich Hirsch
den Dozenten und Kirchen-
bezirkssynodalen Gerhard
Ulbrich gewinnen.

Der EAK sieht seine Aufgabe
so Ulrich Hirsch in erster Linie
darin, „eine Mittlerposition
zwischen Kirchen und der
CDU zu spielen." Dabei müß-
te der aus dem christlichen
Glauben herrührende Beitrag
des EAK direkt in die Grund-
satzdiskussionen der CDU
eingebracht werden. Gerade
im Bereich der Wirtschaftspo-
litik trete der EAK für eine frei-
heitliche, von partnerschaftli-
chem Bemühen getragene
Ordnung ein, „weil der
Mensch irren kann," so Ulrich
Hirsch.

Als hilfreiche Verknüpfung
für die spätere Diskussion
fand die Besichtigung der Fir-
ma Kumpf statt. •

13



35. EAK-Bundestagung

„Die Bürger und ihr Staat - Gemeinsinn
und Eigenverantwortlichkeit"

Unter diesem Motto fand die 35. Bundestagung im
Augustinerkloster in Erfurt statt.

Vor ca. 800 Tagungsgästen eröffnete Minister Jochen
Borchert, der wiedergewählte EAK-Bundesvorsitzende,
die Bundestagung. Anschließend sprach Bundeskanzler
Dr. Helmut Kohl in seiner Rede über das Verhältnis von
Kirche und Staat. Im folgenden stellen wir Ihnen einen
Auszug seiner Rede vor.

In dem Tätigkeitsbericht des EAK-Bundesvorsitzenden
ging es u.a. um das Verhältnis Martin Luthers zur Politik.
Es folgt auch ein Teil seines Textes.

Die Berichte aus den beiden Arbeitskreisen „Arbeit für al-
le?" und „Familie ohne Zukunft?" werden in der näch-
sten Ausgabe der „EV" abgedruckt und nachzulesen sein.

„Von der Freiheit eines
Christenmenschen11

Helmut Kohl

„Eine allein durch Pragmatis-
mus bestimmte Politik kann
dem Druck nicht standhalten,
der von Gruppeninteressen und
von Stimmungen ausgeht. Ge-
rade für unsere Partei, die sich
auf das „Christliche" beruft,
stellt sich immer wieder die Fra-
ge nach den Grundwerten,
nach den moralischen Leitlinien
für das politische Handeln.
Natürlich können ethische
Grundsätze - für sich genom-
men - noch nichts darüber aus-
sagen, wie in einer konkreten
Situation die richtige politische
Entscheidung aussieht. Politik
ist und bleibt deshalb immer
auch eine Sache der prakti-
schen Vernunft und des per-
sönlichen Mutes, des rechten
Augenmaßes und des klugen
Ermessens.

Politische Meinungs- und Wil-
lensbildung geschieht nach
dem Maß menschlicher Einsicht
und menschlichen Vermögens.
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Im Ringen um den richtigen
Weg, um sachkundige und
sachgerechte Entscheidungen
sind wir Irrtum und auch Schuld
ausgesetzt. Als Christen ist uns
bewußt, daß wir das Ziel der
Geschichte nicht kennen und
daß wir aus eigener Kraft der
Welt einen Sinn nicht geben
können. Um so wichtiger ist es,
daß jeder von uns, der politi-
sche Verantwortung trägt, sein
Tun immer wieder darauf prüft,
ob er damit vor seinem Gewis-
sen und vor Gott bestehen
kann.

Ich sage bewußt „vor Gott".
Mit seiner Botschaft von der
Gewissensfreiheit meinte Mar-
tin Luther die Freiheit in christli-
cher Verantwortung, das freie
Gewissen unter der Autorität
der Heiligen Schrift Zugleich
wirkte er damit aber in die welt-
liche Ordnung hinein, indem er
den Christen seiner Zeit die Tür
öffnete, durch die sie zu geisti-
ger Unabhängigkeit finden
konnten.

Innere Selbständigkeit, freie
Willensentscheidung und per-
sönliche Gewissensverantwor-
tung - dieser Dreiklang ebnete
den Weg für die Idee, daß auch
die Bildung des politischen Ge-
meinschaftswillens der Konkur-
renz von Denksystemen und
verschiedenen Kräften offenste-
hen müsse. Es liegt auf der
Hand, daß das Entstehen des
modernen Verfassungsstaates
nur durch einen Rückzug der
Kirchen aus der weltlichen
Macht möglich war. Insofern
sind wir alle - dies sage ich ganz
bewußt als katholischer Christ -
auch Erben von Reformation
und Aufklärung.

Wir bewerten das Handeln des
Christen im weltlich-politischen
Bereich nicht mehr aus dem
Blickwinkel der Umsetzung kir-
chenamtlicher Entscheidungen
und Lehraussagen. Vielmehr
sind die Gläubigen selbst diejeni-
gen, die durch eigenes Handeln
die christliche Botschaft in den
weltlich-politischen Bereich, in
unsere offene Gesellschaft ein-
bringen. Zu einer offenen Ge-
sellschaft gehören Meinungs-
und Interessengegensätze, die
auf zivilisierte Weise ausgetra-
gen werden müssen. Wir kön-
nen solche Konflikte nur auf der
Grundlage eines Kernbestandes
gemeinsamer Werte human
und gerecht lösen."

Mit Prinzipienlosigkeit ist kein
Staat zu machen. Selbstver-
ständlich bejahen wir den Plura-
lismus unserer Gesellschaft und
damit die weltanschauliche
Neutralität des Staates. Das
heißt aber nicht, daß dieser Staat
ein wertneutraler Staat wäre.
Beide, Kirche und Staat, stehen
unter den Maximen desselben
Ethos. Es gibt keine isolierten
„Ethiken". Ich wende mich vor
allem gegen die Vorstellung,
daß die Kirchen für höhere Mo-
ral zuständig sind, während sich
die Politik sozusagen in den Nie-
derungen eines moralfreien
Pragmatismus abspielt.

Das gemeinsame Ethos ist die
Grundlage, auf der Kirche und

Staat über die sittliche Dimensi-
on politischen Handelns spre-
chen können. Beide tragen Ver-
antwortung für die Bewahrung
des demokratischen Grundkon-
sens, wie er in unserer Verfas-
sung zum Ausdruck kommt. Nur
wenn beide sich gemeinsam für
die Verwirklichung der Grund-
werte einsetzen, kann unsere
freiheitliche Ordnung mit Erfolg
verteidigt werden. Der ethische
Grundkonsens bildet das sittli-
che Fundament unserer freiheit-
lichen Ordnung in Staat und Ge-
sellschaft - einer Ordnung, in der
Christen sich ohne Furcht vor
Diskriminierung oder Verfol-
gung zu ihrem Glauben beken-
nen und danach leben könna
Dieser Grundkonsens läßt sii...
nicht denken ohne die - letztlich
nur religiös begründbare - Über-
zeugung, daß der Mensch durch
sein Gewissen zur Unterschei-
dung von Gut und Böse befähigt
ist. Der Glaube an unsere Fähig-
keit zu ethischer Einsicht und die
Überzeugung von der unver-
äußerlichen Würde jedes einzel-
nen Menschen - beides hat seine
Wurzeln vor allem in der Traditi-
on des christlichen Men-
schenbildes, deren Hüter die Kir-
chen sind.

Die Kirchen haben am Aufbau
unserer freiheitlichen Demo-
kratie aktiv mitgewirkt.
demokratischer Rechtsstl
wäre ohne ihren Beitrag gar
nicht zu denken. Ich wende
mich deshalb gegen unfrucht-
bare Debatten über die alte Fra-
ge, ob die Kirchen gegenüber
dem demokratischen Rechts-
staat mehr „Staatsferne" oder
mehr „Staatsnähe" an den Tag
legen sollten. Die Demokratie-
Denkschrift der EKD von 1985
hat zu dieser Frage das Ent-
scheidende treffend so formu-
liert: „Für Christen ist es wichtig
zu erkennen, daß die Grundge-
danken, aus denen heraus ein
demokratischer Staat seinen
Auftrag wahrnimmt, eine Nähe
zum christlichen Menschenbild
aufweisen. Nur eine demokrati-
sche Verfassung kann heute
der Menschenwürde entspre-
chen." •
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